
Aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 13. Juni 2023 wird 

folgend berichtet und die gefassten Beschlüsse bekannt gegeben: 

Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 09. Mai 2023 ist nichts bekannt zu geben.  

Neubau Hochwasserschutz „Bach zum Bampfen“ Hirschstraße / Baugebiet Bühl 

Der Baubeginn der Maßnahme war am 13. Juni 2023. Eine ausführlichere Darstellung ist auf 

der Homepage unter www.baindt.de -> Umwelt & Verkehr -> Baumaßnahmen -> 

Hochwasserschutzmaßnahme zu finden. 

Bürgerinformationsveranstaltung am 24. Mai 2023 zur Neugestaltung und zum Baubeginn 

der Ortsmitte sowie zu den Entwicklungen im Fischerareal  

Die Veranstaltung war gut besucht, circa 100 Personen nahmen daran teil. Informationen zu 

den einzelnen Maßnahmen sowie zu Sperrungen und Umleitungen werden regelmäßig im 

Amtsblatt und auf der Homepage veröffentlicht. Die neu hergestellte Fischerstraße im 

Fischerareal wird zur Umleitungsstrecke, wenn die Küferstraße im Rahmen der Neugestaltung 

gesperrt wird. Die Bushaltestelle in der Ortsmitte wird dann vorübergehend an den 

zukünftigen Nachbarschaftsplatz im Fischerareal verlegt. 

Besuch italienische Delegation zur Unterzeichnung einer Freundschaftsurkunde und Suche 

nach Unterstützung in Baindt 

Im Mai hatten wir die Ehre, eine Delegation aus Italien zu empfangen, die zur Unterzeichnung 

einer Freundschaftsurkunde angereist war. Der Besuch verlief äußerst harmonisch und bot 

eine wunderbare Gelegenheit für einen kulturellen Austausch. Mit Blick auf die Zukunft 

suchen wir nun nach der Unterstützung von Bürgerinnen und Bürgern sowie der örtlichen 

Vereine in Baindt, um die Beziehungen zu vertiefen und neue Projekte zu verwirklichen. 

Bauantrag zum Abbruch eines bestehenden Vordaches und von Resten des abgebrannten 

Stallgebäudes und Neubau einer Maschinenhalle und einer Überdachung für 

landwirtschaftliche Maschinen auf dem Flst. 946, Friesenhäuslerstr. 45 

2020 fiel der bestehende Stall des landwirtschaftlichen Betriebes auf Flst. 948 einem Feuer 

zum Opfer. Nun beantragt der Landwirt den Abbruch der Reste des abgebrannten 

Stallgebäudes und den Neubau einer Maschinenhalle an gleicher Stelle. Ebenfalls soll ein 

Vordach auf der Nordseite des bestehenden Stall- und Scheuergebäudes abgebrochen 

werden, um eine für den landwirtschaftlichen Betrieb sinnvoll zu nutzende Überdachung 

errichten zu können. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zum 

vorliegenden Bauantrag wird erteilt. 

Bauantrag zur Erweiterung der bestehenden Maschinen- und Lagerhalle auf Flst. 244, 

Grünenberstr. 54 

Der Bauherr hat 2017 einen Bauantrag zum Bau einer landwirtschaftlichen Maschinenhalle 

auf dem Flst. 244 gestellt. Mit dem jetzt eingereichten Baugesuch soll die Maschinenhalle 

erweitert werden.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zum 

vorliegenden Bauantrag wird erteilt. 



Bauantrag zur Errichtung einer landwirtschaftlichen Biogasanlage auf Flst. 244, 

Grünenbergstr. 54 

Der Inhaber des landwirtschaftlichen Betriebs auf Flst. 244 beantragt die Errichtung einer 

landwirtschaftlichen Biogasanlage. Der Landwirtschaftsbetrieb ist ein tierhaltender Betrieb 

mit der Produktionsausrichtung Milchvieh mit entsprechender zugehöriger 

landwirtschaftlicher Nutzfläche und soll durch eine Hofbiogasanlage nach neuestem Stand der 

Technik ergänzt werden. Die Betriebsfläche befindet sich im räumlich funktionalen 

Zusammenhang zur Hofstelle des landwirtschaftlichen Betriebs. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Da die Frist zur Wahrung des gemeindlichen 

Einvernehmens eingehalten werden muss, eine abschließende Beurteilung aber nicht möglich 

ist, da Stellungnahmen durch die Fachämter im LRA, die der Gemeinderat zur abschließenden 

Beurteilung benötigt, noch ausstehen, wird das gemeindliche Einvernehmen vorläufig nicht 

erteilt. 

Bauantrag zum Einbau von Zimmern für Mitarbeiter in ein ehemaliges Scheunenteil auf Flst. 

1199, Hirschstr. 200 

Der Bauherr beantragt in das Obergeschoss eines Scheunenteils den Einbau von 5 Zimmern 

für Mitarbeiter des landwirtschaftlichen Betriebs. Die Mitarbeiterzimmer sind noch im 

östlichen Gebäudeteil untergebracht, welcher nun jedoch als Betriebsleiterwohnung genutzt 

werden soll. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Da die Frist zur Wahrung des gemeindlichen 

Einvernehmens eingehalten werden muss, eine abschließende Beurteilung aber nicht möglich 

ist, da die Geruchsbeurteilung durch die Fachämter im LRA noch aussteht, wird das 

gemeindliche Einvernehmen vorläufig nicht erteilt. 

Nutzungsänderung einer Betriebshelferwohnung in eine landwirtschaftliche 

Betriebsleiterwohnung mit Wohnraumerweiterung und Einbau eines Dacheinschnitts auf 

dem Flst. 1199, Hirschstr. 200 

Der Bauherr beantragt in das ursprüngliche Bauernhaus, mit letzter genehmigter Nutzung als 

Wohnung mit Zimmern für Betriebshelfer, die Umnutzung in eine landwirtschaftliche 

Betriebsleiterwohnung. Im Erdgeschoss soll eine Wohnraumerweiterung in den Bereich der 

Scheune erfolgen. Das Dachgeschoss soll ebenfalls ausgebaut werden und einen 

Dacheinschnitt bekommen, der als Balkon genutzt werden kann.   

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Da die Frist zur Wahrung des gemeindlichen 

Einvernehmens eingehalten werden muss, eine abschließende Beurteilung durch den 

Gemeinderat aber nicht möglich ist, da die Geruchsbeurteilung durch die Fachämter im LRA 

noch aussteht, wird das gemeindliche Einvernehmen vorläufig nicht erteilt. 

Feststellung des Jahresabschlusses der Gemeinde 2022; Feststellung des Jahresabschlusses 

2022 des Eigenbetriebes Wasserversorgung; Feststellung des Jahresabschlusses 2022 des 

Eigenbetriebes Abwasserbeseitigung 

Die Jahresrechnung 2022 ist der vierte doppische Jahresabschluss seit der Einführung des 

Neuen Kommunalen Haushaltsrechts (NKHR) zum 1. Januar 2019 bei der Gemeinde Baindt. 

Der Jahresabschluss muss den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen und ein umfassendes 

Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermitteln. Er besteht 



aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz und dem 

Anhang. Er gibt Auskunft darüber, wie sich Vermögenswerte, Schulden, Einnahmen und 

Ausgaben entwickelt haben. 

Die wichtigsten Kennzahlen des Jahresabschlusses 2022 sind: 

• Ordentliches Ergebnis: Überschuss von +1.440.103,15 € (gegenüber dem geplanten 

Defizit von -681.600 €) 

• Sonderergebnis: Überschuss von 137.770,05 € 

Zum vierten Mal seit der Umstellung auf das NKHR verzeichnet die Gemeinde positive 

Ergebnisse im ordentlichen und Sonderergebnis. Die Kalkulation für das zweite Jahr des 

Doppelhaushalts gestaltet sich immer schwieriger. Die "Ordentlichen Erträge und 

Aufwendungen" von 2022 haben maßgeblich zu dem verbesserten Jahresergebnis (+1,94 Mio. 

€) beigetragen. Angesichts möglicher Konfliktsituationen mit geringeren Zuweisungen und 

potenziell höheren Transferaufwendungen in den Jahren 2023 und folgenden ist es wichtig, 

die Bemühungen zur Kompensation des Ergebnishaushalts fortzuführen. Für die kommenden 

Jahre, in denen möglicherweise ausgeglichene Ergebnishaushalte nicht möglich sind, werden 

Fehlbeträge (teilweise) durch vorhandene Rücklagen gedeckt. Es sollte jedoch darauf geachtet 

werden, dass diese den Ergebnishaushalt nicht übermäßig belasten.  

Zum 31.12.2022 hatte die Gemeinde Baindt keine Kreditmarktschulden. Verbindlichkeiten 

wurden in Höhe von 405.855,00 € ausgewiesen. 

Das bessere ordentliche Ergebnis im Vergleich zur Planung setzt sich aus folgenden 

wesentlichen Veränderungen im Ergebnishaushalt zusammen: 

• Entlastungen im Ergebnishaushalt: 

617.000 € höhere Schlüsselzuweisungen 

302.000 € höhere kommunale Investitionspauschale 

295.000 € geringere Kreisumlage 

257.000 € höhere Gewerbesteuer 

244.000 € geringere FAG-Umlage 

214.000 € höhere privatrechtlichen Entgelte 

219.000 € höhere Landeszuweisungen 

• Belastungen im Ergebnishaushalt: 

289.000 € höhere Abschreibungen 

79.000 € höhere Unterhaltungskosten 

68.000 € höhere Personalaufwendungen 

62.000 € höhere Reinigungskosten 

Im Finanzausgleich sind die Steuereinnahmen des zweitvorangegangenen Jahres 

entscheidend. Das bessere Rechnungsergebnis von 2022 wirkt sich auf die Kreisumlage, 

Finanzausgleichsumlage und Schlüsselzuweisungen im Haushaltsplan 2023 aus. Die Eckdaten 

des Haushaltsjahres 2022 sprechen für sich. Das Ergebnis ist besser als erwartet, und die 

Leistungsfähigkeit des Ergebnishaushalts hat sich im ordentlichen Ergebnis erhöht. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

Feststellung des Jahresabschlusses 2022 



 
1. Feststellungsbeschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt hat in seiner Sitzung am 13.06.2023 das Ergebnis des 
Jahresabschlusses 2022 der Gemeinde Baindt nach § 95 b Abs. 1 der Gemeindeordnung 
Baden-Württemberg wie folgt festgestellt: 
 
Die Aufgliederung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2022 wird wie 
folgt festgestellt:  

 Gesamtergebnisrechnung:  

1.1 Summe der ordentlichen Erträge 13.046.986,43 € 

1.2 Summe der ordentlichen Aufwendungen -11.606.883,28 € 

1.3 Ordentliches Ergebnis       1.440.103,15 € 

   

1.4 Außerordentliche Erträge 137.779,05 € 

1.5 Außerordentliche Aufwendungen -9,00 € 

1.6 Sonderergebnis 137.770,05 € 
 

1.7 Gesamtergebnis   1.577.873,20 € 

   

2. Gesamtfinanzrechnung:  

2.1 Summe der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 12.738.178,72 € 

2.2 Summe der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit - 10.077.161,13 € 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Ergebnisrechnung 2.661.017,59 € 

   

2.4 Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit     2.980.480,95 € 

2.5 Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit - 12.983.976,95 € 

2.6 Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Investitionstätigkeit 

- 10.003.496,00 € 

   

2.7 Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf  - 7.342.478,41 € 

   

2.8 Summe der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 € 

2.9 Summe der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  0,00 € 

2.10 Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit 

                  0,00 € 

   

2.11 Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende des 
Haushaltsjahres 

- 7.342.478,41 € 

   

2.12 Zahlungsmittelüberschuss/ -bedarf aus haushaltsunwirks. 
Ein- und Auszahlungen  

52.399,77 € 

2.13 Anfangsbestand an Zahlungsmitteln     7.625.199,19 € 

2.14 Veränderung des Bestands an Zahlungsmitteln     -7.334.779,82 € 

   

2.15 Endbestand an Zahlungsmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres 

    335.120,55 € 

 



2.  die Bilanz der Gemeinde Baindt wird auf 31.12.2022 wie folgt festgestellt:  
Die Bilanz zum 31.12.2022 umfasst eine Bilanzsumme von 54.139.972,06 €. 

 Davon entfallen auf der Aktivseite unter  

3.1 • Immaterielles Vermögen 16.986,00 € 

3.2 • Sachvermögen  35.946.440,57 € 

3.3 • Finanzvermögen 17.936.522,36 € 

3.4 • Abgrenzungsposten 240.023,13  € 

3.5 • Nettoposition (nicht gedeckter Fehlbetrag)                 0,00 € 

3.6 Gesamtbetrag der Aktivseite 54.139.972,06 € 

   

 Davon entfallen auf die Passivseite unter  

3.7 • Basiskapital  31.546.105,99 € 

3.8 • Rücklagen  10.557.987,04 € 

3.9 • Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses   0,00 € 

3.10 • Sonderposten 10.573.576,18 € 

3.11 • Rückstellungen 502.000,00 € 

3.12 • Verbindlichkeiten 405.855,00 € 

3.13 • Passive Rechnungsabgrenzungsposten 554.456,85 € 

3.14 Gesamtbetrag auf der Passivseite 54.139.972,06 € 

   

 Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre:  

 • Ausfallbürgschaften 0,00 € 

 • Ausfallhaftung nach § 88 GemO für Lakra-Darlehen   269.926,52 € 

 • Eingegangene Verpflichtungen aus Leasingverträgen 0,00 € 

 • In Anspruch genommene Verpflichtungserm. 0,00 € 

 • Übertragene Haushaltsermächtigung in das Folgejahr 2.800.000,00 € 

 • Nicht in Anspruch genommene 
Kreditermächtigungen 

  0,00 € 

 
3.  die Haushaltsrechnung entsprechend II Nr. 7 (Gesamtergebnisrechnung) und Nr. 9 

(Gesamtfinanzrechnung) des Jahresabschlusses 2022; 
4. die Bilanz entsprechend II Nr. 10 des Jahresabschlusses 2022 
5.  die Zustimmung zu den Planabweichungen in der Ergebnis- und Finanzrechnung 

entsprechend des Jahresabschlusses 2022 (mit den überschrittenen Budgets und 
Deckungskreisen). Den nach dem Rechnungsergebnis geleisteten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben, wie in der Haushaltsrechnung aufgeführt und im 
Rechenschaftsbericht näher erläutert, wird gemäß § 84 GemO zugestimmt; 

6.  der Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2022 wird zur Kenntnis genommen; 
7.  die Zustimmung zu den Mittelübertragungen entsprechend III. Nr. 15 des 

Jahresabschlusses 2022; 
8.  die Finanzrechnung der Investitionsmaßnahmen entsprechend V. Nr. 32 des 

Jahresabschlusses 2022; 
9.  der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 2022 ist dem Landratsamt 

Ravensburg als Rechtsaufsichtsbehörde nach § 95b Abs. 3 GemO vorzulegen und 
ortsüblich bekannt zu geben. Die Gemeindeprüfungsanstalt ist zu unterrichten. 

 



Der Jahresabschluss 2022 der Gemeinde Baindt liegt in der Zeit vom 19.06.2023 bis zum 
27.06.2023 je einschließlich auf dem Rathaus, Zimmer 3.3 während der üblichen Sprechzeiten 
öffentlich aus. 
 
Feststellung der Jahresrechnung 2022 des EB Wasserversorgung 
 
Feststellungsbeschluss 
Der Jahresabschluss 2022 des EB Wasserversorgung wurde vom Gemeinderat der Gemeinde 
Baindt am 16.06.2023 gemäß § 16 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes in der Fassung vom 
08.01.1992 in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung vom 07.12.1992 wie folgt 
festgestellt.  
 

    Euro 

1 Erfolgsrechnung 

1.1 Summe Erträge 469.481,58 

1.2 Summe Aufwendungen 456.641,40 

1.3 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag (Saldo aus 1.1 und 1.2)1 12.840,18 

  nachrichtlich:   

  Vorauszahlungen der Gemeinde auf die spätere Fehlbetragsabdeckung 0,00  

  
Vorauszahlungen an die Gemeinde auf die spätere 
Überschussabführung 

0,00  

2 Liquiditätsrechnung   

2.1 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Erfolgsrechnung 81.567,35 

2.2 Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus Investitionstätigkeit -93.114,29 

2.3 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf 
(Saldo aus 2.1 und 2.2) 

-11.546,94 

2.4 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit 

-50.850,00 

2.5 
Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende des 
Wirtschaftsjahres (Saldo aus 2.3 und 2.4) 

-62.396,94 

2.6 
Überschuss/Bedarf aus wirtschaftsplanunwirksamen 
Einzahlungen und Auszahlungen 

-638,07 

3 Bilanzsumme 1.711.531,45 

 

 Davon entfallen auf der Aktivseite unter  

3.1 • Immaterielles Vermögen 0,00 € 

3.2 • Sachvermögen 1.225.613,03 € 

3.3 • Finanzvermögen 485.918,42 € 

3.4 • Abgrenzungsposten 0,00 € 

3.5 • Nettoposition (nicht gedeckter Fehlbetrag     0,00 € 

3.6 Gesamtbetrag auf der Aktivseite    1.711.531,45 

   

 Davon entfallen auf die Passivseite unter  

3.7 • Basiskapital   444.312,64 € 

3.8 • Zweckgebundene Rücklagen 171.192,44 € 

3.8 • Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses -3.184,85 € 

3.9 • Sonderposten 57.453,09 € 



3.10 • Rückstellungen 15.000,00 € 

3.11 • Verbindlichkeiten 1.014.074,13 € 

3.12 • Passive Rechnungsabgrenzungsposten   12.684,00 € 

3.13 Gesamtbetrag auf der Passivseite 1.711.531,45 

 
4.  Verwendung des Jahresgewinn 

Der ausgewiesene Jahresgewinn nach Steuern in Höhe von 12.840,18 € ist auf neue 
Rechnung vorzutragen (Verlustvortrag -3.184,85 €). 

5.  die Haushaltsrechnung entsprechend Gesamtergebnisrechnung und 
Gesamtfinanzrechnung des Jahresabschlusses 2022; 

6.  die Zustimmung zu den Planabweichungen in der Ergebnis- und Finanzrechnung 
entsprechend des Jahresabschlusses 2022 (mit den überschrittenen Budgets und 
Deckungskreisen). Den nach dem Rechnungsergebnis geleisteten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben, wie in der Haushaltsrechnung aufgeführt und im 
Rechenschaftsbericht näher erläutert, wird gemäß § 84 GemO zugestimmt; 

7.  den Jahresabschlussbericht der RSW Steuerberatungskanzlei inkl. Lagebericht der 
Gemeinde für das Haushaltsjahr 2022 wird zur Kenntnis genommen; 

8.  die Finanzrechnung der Investitionsmaßnahmen entsprechend des Jahresabschlusses 
2022; 

9.  der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 2022 ist dem Landratsamt 
Ravensburg als Rechtsaufsichtsbehörde nach § 95b Abs. 3 GemO vorzulegen und 
ortsüblich bekannt zu geben. Die Gemeindeprüfungsanstalt ist zu unterrichten. 

10.  Entlastung der Betriebsleitung 
Der Betriebsleitung wird hiermit gemäß § 16 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes vom 
08.01.1992 Entlastung erteilt. 

11.  Die Wasserversorgung Baindt erstrebt gemäß der Wasserversorgungssatzung und der 
Betriebssatzung keinen Gewinn. 

 
Gezeichnet Baindt, den 16.06.2023 
Simone Rürup, Bürgermeisterin 
 
Feststellung der Jahresrechnung 2022 des EB Abwasserbeseitigung 
 
Feststellungsbeschluss 
Der Jahresabschluss 2022 des EB Abwasserbeseitigung wurde vom Gemeinderat der 
Gemeinde Baindt am 16.06.2023 gemäß § 16 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes in der Fassung 
vom 08.01.1992 in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung vom 07.12.1992 wie folgt 
festgestellt. 
 
  Euro 

1 Erfolgsrechnung 

1.1 Summe Erträge 832.251,60 

1.2 Summe Aufwendungen - 808.399,78 

1.3 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag (Saldo aus 1.1 und 1.2) 23.851,82 
 nachrichtlich:  

 Vorauszahlungen der Gemeinde auf die spätere 
Fehlbetragsabdeckung 

0,00 

 Vorauszahlungen an die Gemeinde auf die spätere 0,00 



Überschussabführung 

2 Liquiditätsrechnung  

2.1 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Erfolgsrechnung 185.153,94 

2.2 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Investitionstätigkeit 

- 110.254,59 

2.3 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf 
(Saldo aus 2.1 und 2.2) 

74.899,35 

2.4 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit 

 - 79.000,00 

2.5 
Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende des 
Wirtschaftsjahres (Saldo aus 2.3 und 2.4) 

- 4.100,65 

2.6 
Überschuss/Bedarf aus wirtschaftsplanunwirksamen 
Einzahlungen und Auszahlungen 

0,00 

3 Bilanzsumme 5.788.228,56 

 

 
4.  Verwendung des Jahresüberschuss 
 Der ausgewiesene Jahresüberschuss in Höhe von 23.851,82 € ist auf neue Rechnung 

vorzutragen (Gebührenausgleichsrückstellung); 
5.  die Haushaltsrechnung entsprechend Gesamtergebnisrechnung und 

Gesamtfinanzrechnung des Jahresabschlusses 2022; 
6.  die Zustimmung zu den Planabweichungen in der Ergebnis- und Finanzrechnung 

entsprechend des Jahresabschlusses 2022 (mit den überschrittenen Budgets und 
Deckungskreisen). Den nach dem Rechnungsergebnis geleisteten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben, wie in der Haushaltsrechnung aufgeführt und im 
Rechenschaftsbericht näher erläutert, wird gemäß § 84 GemO zugestimmt; 

7.  der Lagebericht der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2022 wird zur Kenntnis genommen; 
8.  die Finanzrechnung der Investitionsmaßnahmen entsprechend des Jahresabschlusses 

2022; 
9.  der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 2022 ist dem Landratsamt 

 Davon entfallen auf der Aktivseite unter Euro 

3.1 • Immaterielles Vermögen 0,00 

3.2 • Sachvermögen 4.685.804,33 

3.3 • Finanzvermögen 867.772,01 

3.4 • Abgrenzungsposten 234.652,22 

3.5 • Nettoposition (nicht gedeckter Fehlbetrag 0,00 

3.6 Gesamtbetrag auf der Aktivseite 5.788.228,56 

   

 Davon entfallen auf die Passivseite unter  

3.7 • Basiskapital   0,00 

3.8 • Rücklagen 123.650,20 

3.9 • Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses 0,00 

3.10 • Sonderposten 2.491.959,51 

3.11 • Rückstellungen 461.252,00 

3.12 • Verbindlichkeiten 2.711.366,85 

3.13 • Passive Rechnungsabgrenzungsposten   0,00 

3.14 Gesamtbetrag auf der Passivseite 5.788.228,56 



Ravensburg als Rechtsaufsichtsbehörde nach § 95b Abs. 3 GemO vorzulegen und 
ortsüblich bekannt zu geben. Die Gemeindeprüfungsanstalt ist zu unterrichten. 

10.  Entlastung der Betriebsleitung 
 Der Betriebsleitung wird hiermit gemäß § 16 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes vom 

08.01.1992 Entlastung erteilt. 
11. Die Abwasserbeseitigung erstrebt gemäß der Abwasserbeseitigungssatzung und der 

Betriebssatzung keinen Gewinn. 
 

Haushaltscontrolling des Haushaltsplans 2023 – Ausblick nach der Maisteuerschätzung - 

Doppelhaushalt 2023/2024 

Nach der Maisteuerschätzung werden sowohl das Land als auch die Kommunen mit etwas 

niedrigeren Steuereinnahmen rechnen müssen, basierend auf den Prognosen für das Jahr 

2023. Die Differenz zur vorherigen Steuerschätzung ergibt sich hauptsächlich aus den 

Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen, insbesondere des Inflationsausgleichsgesetzes 

und des Jahressteuergesetzes. Die aktuelle Prognose zeigt leicht höhere Steuereinnahmen 

aufgrund der erwarteten Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Eckwerte und 

Bemessungsgrundlagen. 

Bei den Steuerarten sind unterschiedliche Anpassungen gegenüber der Oktober-Schätzung zu 

verzeichnen. Während eine Erhöhung bei der Gewerbesteuer erwartet wird, sind bei der 

Lohnsteuer, Einkommensteuer und der Abgeltungssteuer Mindereinnahmen im Vergleich zur 

vorherigen Prognose zu erwarten. Im kommunalen Finanzausgleich werden die baden-

württembergischen Kommunen ebenfalls mit Mindereinnahmen rechnen müssen, da die 

Grundkopfbeträge geringer ausfallen und die Bedarfsmesszahl B absinkt. 

Im Jahr 2023 wird ein negatives ordentliches Ergebnis von 341.100 € erwartet, da die 

ordentlichen Aufwendungen nicht mit den Erträgen ausgeglichen werden konnten. Allerdings 

wird die Gemeinde außerordentliche Erträge aus dem Verkauf von Grundstücken erzielen und 

insgesamt ein positives Gesamtergebnis erzielen. 

Im Finanzhaushalt werden Veränderungen aufgrund von Inflation, dem Ukrainekrieg, 

Lieferengpässen und Investitionen im Bereich des Grunderwerbs erwartet. Die genauen 

Kosten und Veränderungen im Rahmen des Haushaltscontrollings werden zu einem späteren 

Zeitpunkt präsentiert. 

Es sind verschiedene Projekte geplant oder bereits in Bearbeitung, darunter die Renovierung 

der Klosterwiesenschule, die Gestaltung des Dorfplatzes, der Bau der Fischerstraße, 

barrierefreie Bushaltestellen, Hochwasserschutzmaßnahmen, der Umbau und die 

Erweiterung des Feuerwehrhauses, sowie der Ausbau der Breitbandversorgung und 

zahlreiche weitere Projekte. 

Kreditaufnahmen in Höhe von 5 Mio. und 5,25 Mio. € waren für die Haushaltsjahre 2023/2024 

geplant, jedoch werden aufgrund von Verzögerungen nur 3 Mio. € im Jahr 2023 

aufgenommen. Die Liquidität der Gemeinde ist derzeit gesichert, und es wurden 10 Mio. € als 

Festgeld angelegt. 

Die Verwaltung wird die Möglichkeiten neuer Investitionsförderungsprogramme verfolgen 

und dem Gemeinderat gegebenenfalls Investitionsvorschläge unterbreiten. Es wird darauf 



hingewiesen, dass die steigenden Aufwendungen im Sozialbereich die finanzschwächeren 

Kommunen vor große Probleme stellen können. Die Erwartungshaltung zur 

Haushaltssicherung muss von der Finanzverwaltung gebremst werden. Die Gemeinde steht 

vor der Herausforderung, in den Klimaschutz zu investieren und weitere Aufgaben wie 

Energie- und Mobilitätswende, Breitbandversorgung, Nahwärmeversorgung und 

Digitalisierung schrittweise umzusetzen. Die wirtschaftliche Lage in Deutschland bereitet 

Sorge, da Störfaktoren wie Zinsentwicklung, Inflation, Lieferengpässe und der Ukrainekrieg 

nicht zu unterschätzen sind. 

Sanierung Klosterwiesenschule, Hauptgebäude: Vergabe der Putzarbeiten, 

Schlosserarbeiten und Sonnenschutz 

Das Hauptgebäude der Klosterwiesenschule wird umfassend saniert und umgebaut, 

einschließlich einer Aufstockung. Der Bestandsbau ist bereits entkernt, und die beiden 

Treppenhäuser sind fertiggestellt. Derzeit wird die Rampe zur Aula gebaut, um eine 

barrierefreie Zugänglichkeit der Räume im Untergeschoss zu gewährleisten. Aufgrund der 

hohen Baukosten von ca. 6.000.000 € netto müssen die Bauleistungen europaweit 

ausgeschrieben werden. Nur Gewerke, die weniger als 20% der Gesamtbausumme 

ausmachen, können national ausgeschrieben werden. Die Gewerke Sonnenschutz, 

Schlosserarbeiten und Putzarbeiten wurden europaweit ausgeschrieben. Die 

Ausschreibungen wurden am 13.04.2023 über das Vergabeportal des Landratsamtes und im 

Staatsanzeiger veröffentlicht. Die Angebote wurden am 16.05.2023 eröffnet. 

1. Sonnenschutz: Die Unterlagen wurden von 10 Firmen heruntergeladen und es gingen 

zwei Angebote zur Submission ein. Ein Anbieter hat weniger als 50% der geforderten 

Positionen ausgefüllt und wurde gemäß VOB ausgeschlossen. Das wirtschaftlichste Angebot 

stammt von der Firma Zanker GmbH aus Auenwald mit einer Bruttosumme von 211.622,46 €. 

Basierend auf der Kostenberechnung vom 22.06.2021 lag die Vergabesumme bei 124.503,75 

€ brutto. Die aktualisierte Kostenberechnung beträgt 163.772,23 € brutto, was bedeutet, dass 

das Angebot 129,22% der Vergabesumme entspricht. Aufgrund unangemessen hoher Preise 

im Bereich der Verschattungselemente wird kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt. Daher 

empfehlen die Architekten von mlw, die Ausschreibung aufzuheben und neu auszuschreiben. 

2. Schlosserarbeiten: Die Unterlagen wurden von 13 Firmen heruntergeladen und es 

gingen vier Angebote zur Submission ein. Alle Angebote sind formal korrekt und können nicht 

aufgrund von Spekulationspreisen oder erkennbarer Mischkalkulation ausgeschlossen 

werden. Das wirtschaftlichste Angebot stammt von der Firma CSSW GmbH aus Konstanz mit 

einer Bruttosumme von 58.611,81 €. Dies entspricht 116,27% des ursprünglich veranschlagten 

und 88,39% des aktualisierten Vergabevolumens. Die Architekten von mlw schlagen vor, die 

Firma CSSW GmbH gemäß dem Preisspiegel mit der Durchführung der ausgeschriebenen 

Arbeiten zu beauftragen. 

 

 

 

 



3. Putzarbeiten: Die Unterlagen wurden von 7 Firmen heruntergeladen und es gingen 

zwei Angebote zur Submission ein. Das wirtschaftlichste Angebot stammt von der Firma 

Helmut Baum GmbH aus Fronreute mit einer Bruttosumme von 128.254,63 €. Die 

Kostensteigerung von 69.438,88 € brutto (50.888,39 € brutto indexiert) resultiert unter 

anderem aus überdurchschnittlich gestiegenen Preisen für Dämmungen und den 

erforderlichen Mehrstärken der Dämmung aufgrund der KfW-Förderung. Ein Zuschussantrag 

in Höhe von 1,6 Mio. Euro wurde bei der KfW für die Sanierung des Bestandsgebäudes gestellt, 

und der Zuschuss wurde bereits zugesagt. Die finale KfW-Berechnung ergab, dass zusätzliche 

Dämmstärken sowie Flankendämmungen im Kriechkeller erforderlich sind. Es entstehen auch 

geringfügige Mehrkosten für zusätzliche Putzflächen in den Treppenhäusern, hauptsächlich 

aufgrund der Platzierung der elektrotechnischen Installationen in Wandschlitzen aufgrund der 

Stahlbetonfertigteile. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss:  

1.  Die Ausschreibung für den Sonnenschutz wird gemäß VOB/A § 17 aufgehoben und zu 

einem späteren Zeitpunkt neu ausgeschrieben.  

2.  Die Schlosserarbeiten werden an die Firma CSSW GmbH aus Konstanz mit einer 

Bruttosumme von 58.611,81 € vergeben.  

3.  Die Putzarbeiten werden an die Firma Helmut Baum GmbH aus Fronreute mit einer 

Bruttosumme von 128.254,63 € vergeben. 

Klimamobilitätsplan des Gemeindeverbands Mittleres Schussental; Vorstellung der 

Entwurfsfassung und Billigung des Planentwurfs für die förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung 

und Beschlussfassung über die öffentliche Auslegung des Klimamobilitätsplans 

Der Gemeindeverband Mittleres Schussental wurde im Jahr 2021 mit vier weiteren 

Modellregionen in Baden-Württemberg ausgewählt, einen Klimamobilitätsplan zu erstellen. 

In den einzelnen Kommunen wurde bereits im März/April 2023 ein Grundsatzbeschluss zur 

Aufstellung des Klimamobilitätsplanes getroffen. Darin wurde beschlossen, mit verschiedenen 

Maßnahmen das Ziel der CO2-Reduzierung anzustreben. Die bereits vorgeschlagenen 

Maßnahmen wurden zu Maßnahmenpaketen/Clustern zusammengefasst und erläutert, wo 

möglich konkretisiert und hinsichtlich der Wirkungen bewertet. Der Klimamobilitätsplan 

basiert auf dem Verkehrsentwicklungsplan und dem Radverkehrskonzept des Verbands. Die 

Wirkungen der Maßnahmen wurden mithilfe von Simulationen ermittelt und zeigen eine 

deutliche Verlagerung weg vom Autoverkehr hin zum Fahrrad, öffentlichen Verkehr und 

Fußverkehr. Durch die Umsetzung des Plans kann der CO2-Ausstoß um 40,3 Prozent reduziert 

werden. Einige Schlüsselmaßnahmen umfassen den Ausbau von Radwegen, Anpassungen im 

öffentlichen Verkehr und die Förderung der Elektromobilität. Der Plan wird für vier Wochen 

öffentlich ausgelegt, um Rückmeldungen und Stellungnahmen einzuholen. Bei der Umsetzung 

der Maßnahmen kann eine erhöhte Förderquote von 75 Prozent durch den Klimabonus in 

Anspruch genommen werden. Das weitere Vorgehen beinhaltet die Erstellung einer 

Umsetzungsplanung und den Abschlussbericht im Oktober 2023. Die Planungskosten werden 

zu 80 Prozent vom Ministerium für Verkehr gefördert. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1.  Dem Entwurf des Klimamobilitätsplans Gemeindeverband Mittleres Schussentals 

bestehend aus dem Bericht vom 11.05.2023 sowie der Anlage wird zugestimmt.  



2.  Der Entwurf des Klimamobilitätsplans wird für die Dauer von vier Wochen öffentlich in 

allen Gemeinden ausgelegt.  

3.  Alle Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit und entsprechender 

Sachbeschlüsse.   

 

Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die 

Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde Baindt ab dem 01.09.2023 

Die Frühkindliche Bildung in der Gemeinde Baindt steht vor finanziellen Herausforderungen 

aufgrund steigender Kosten, unter anderem durch Tariferhöhungen für pädagogische 

Fachkräfte. Um ein finanziell gesichertes Betreuungsangebot zu gewährleisten und Familien 

angemessen zu entlasten, wird eine höhere Anpassung der Elternbeiträge vorgenommen. Der 

Städte- und Gemeindetag empfiehlt eine Erhöhung um 8,5 Prozent für das Kindergartenjahr 

2023/2024, um einen Kostendeckungsgrad von 20 Prozent durch Elternbeteiligung 

anzustreben. Für die Betreuung mit Mittagessen (bis 14:00 Uhr) und Ganztagesbetreuung 

erfolgt zusätzlich eine 5-prozentige Erhöhung, da hier ein erhöhter Personalaufwand entsteht. 

Es besteht außerdem die Notwendigkeit, die Gebühren und Eingewöhnungsregeln für Kinder 

in der Krippe und in der Kindertagesstätte anzugleichen, um eine einheitliche Betreuung 

sicherzustellen. Um die Eingewöhnung zu optimieren, werden Kinder mit Sharing-Plätzen in 

der Krippe im ersten Monat täglich anwesend sein, danach wird die Betreuung auf zwei bis 

drei Tage pro Woche reduziert. Für diesen Monat wird die Gebühr einer fünf Tage Woche 

erhoben. Des Weiteren gelten für alle Kinder unter vier Jahren einheitliche Regeln für die 

Eingewöhnung, während keine Reduzierung der Gebühren für Kinder ab vier Jahren 

vorgenommen wird. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1. Der Gemeinderat stimmt der Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde Baindt sowie 
der Beitragstabelle zum 01.09.2023 (Anlage 1 und Anlage 2) zu.  

2. Darüber hinaus wird beschlossen, dass Kinder unter drei Jahren vorrangig in den 
Krippengruppen untergebracht werden und nachrangig in den Kindergartengruppen. 


